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[bookmark: _Toc382396283]Ziel und Zweck des Konzepts
Das Konzept zeigt – soweit aus heutiger Sicht möglich – den rechtlichen Rahmen auf, den es bei einer baulichen Nutzung im Gebiet AGGLOlac zu beachten gilt. Das Konzept soll als Arbeitshilfe für die weitere Planung, insbesondere für die Durchführung der Testplanung dienen. Die Ausführungen stützen sich auf die bestehenden Rechtsgrundlagen oder teilweise auch auf jene, welche bei der Realisierung von AGGLOlac aller Voraussicht nach in Kraft stehen werden. Das Konzept wurde von AD!VOCATE in Zusammenarbeit mit dem Landschaftswerk Biel-Seeland AG erarbeitet.
Mobilität, Erschliessung und Parkplatzbedarf
Mobilitätskonzept
Aufgrund der Baugrundproblematik (Archäologie und schlechter Baugrund kombiniert) hat die Auftraggeberin die Vorgaben für die Mobilität und insbesondere die Parkierung für die Testplanung klarer definiert. Dadurch soll die Vergleichbarkeit der Projekte gewährleistet werden.
Das Mobilitätskonzept besteht aus Vorgaben zu Parkierung, Öffentlichem Verkehr, Langsamverkehr, Carsharing, etc.
Öffentlicher Verkehr
Zusätzliche Abklärungen der Projektgesellschaft zeigen, dass die Umleitung der Trolley-Buslinie 4 via Schlossstrasse – Dr.-Schneider-Strasse – Aarbergstrasse am realistischsten erscheint. Diese verbindet bereits heute mit recht hoher Frequenz das Städtli Nidau mit dem Bahnhof und Biel. 
Eine Verlängerung der Buslinie 2 über die Zihl nach AGGLOlac kann weiterhin geprüft werden, allerdings sind die Kosten für eine zusätzliche Zihlbrücke und allenfalls nachteilige Auswirkungen des Mischverkehrs am Seeufer sorgfältig zu überprüfen. Die Linie 2 hat zudem bislang eine recht tiefe Frequenz und ist allenfalls durch das Regiotram gefährdet. Daher ist sie als Haupterschliessung des öffentlichen Verkehrs nicht geeignet und der Mehrwert einer Verlängerung nach AGGLOlac fraglich. 
MIV 
Die Haupterschliessung des Areals erfolgt über die Dr. Schneider-Strasse. Die Veranstalter streben ein Areal an, welches in möglichst weiten Teilen vom MIV befreit ist. 
Parkierung
Die Parkierungsvorgaben verfolgen das Ziel, einerseits die Eingriffe in archäologisch wertvolle Schichten zu minimieren und andererseits die optimale Vermarktbarkeit der Wohnungen nicht zu gefährden. Dies geschieht über die folgenden Elemente:
· Reduziertes Parkplatzangebot: Über den gesamten AGGLOlac-Perimeter wird eine Parkplatzzahl von einem Parkplatz pro 130 m2 GF (d.h. 0.8 Parkplätze pro Wohnung) angestrebt. Die Parkplatzberechnung für die übrigen Nutzungen orientieren sich an der Berechnungsformel, welche bereits im Ideenwettbewerb Gültigkeit hatte:

Die Berechnung für den Parkplatzbedarf der übrigen Nutzungen erfährt ebenfalls eine Anpassung (für Grossprojekte): Anzahl PP = 0.25 x GF/n  
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Für die bestehenden öffentlichen Nutzungen (Ufer, Strandbad Biel, Péniche, etc.) sind im Bebauungsperimeter (d.h. ohne Strandbad Nidau) 400 Parkplätze zu erstellen, was in etwa dem Status Quo entspricht. 

· Zentralisiertes Parkierungsangebot (Parkhäuser): Nur eine Minderheit der Wohnungen muss ein Parkplatzangebot im oder in unmittelbarer Umgebung des Hauses aufweisen. Es sind dies allerdings die ca. 20 Prozent der teuersten Wohnflächen, welche entweder in einem respektive mehreren Hochhäusern oder an vorderster Seelage platziert sind. Dieselben Wohnlagen sollten insgesamt auch über einen Parkplatz pro 75 m2 GF (1.5 Parkplätze pro Wohnung) verfügen, wobei 1 Parkplatz pro Wohnung im oder in unmittelbarer Nähe (maximal 50 m oder trockenen Fusses) des Hauses sein sollte, die übrigen 0.5 pro Wohnung können dezentral untergebracht werden.

Die zentralisierten Parkplätze können sowohl öffentlich wie auch privat genutzt werden.

Es ist den Teams überlassen, ob sie die Parkhäuser oberirdisch oder unterirdisch anordnen. Oberirdische Parkplätze führen zu einem „reduzierten“ Landwert, da sie nicht als abgeltungspflichtige BGF gelten. Unterirdische Parkhäuser können insbesondere in archäologisch heiklen Zonen SEHR teuer sein. 
· Reduzierte Kubatur pro Parkplatz: Um die Eingriffe in archäologische Schichten zu minimieren kann in diesen archäologisch heiklen Zonen mit maschinellen Parksafe-Lösungen operiert werden. Dadurch kann die umbaute Kubatur pro Parkplatz auf ca. 50 m3 reduziert werden (Vgl. z.B. http://www.woehr.de/de/parksafe.html).
· Doppelnutzung: Die Parkplätze in zentralen Parkhäusern können um 10% „übernutzt“ werden, da nie alle Bewohner gleichzeitig zu Hause sein werden und die Parkplätze nicht einem spezifischen Mieter/Eigentümer zugewiesen werden.
· Auslagerung: Bei der Berechnung der Parkplatzzahlen kann davon ausgegangen werden, dass rund 50 öffentliche Parkplätze im Parkhaus des neuen Campus der Fachhochschule auch für die Besucher von AGGLOlac benutzt werden können. In diesem Bereich ist von Synergien auszugehen, da die öffentlichen Parkplätze in AGGLOlac voraussichtlich v.a. im Sommer an Wochenenden und abends besonders ausgelastet sein werden. 
· Ungedeckte Parkplätze: Rund 50 bis 100 Parkplätze können auch im Strassenraum oder bei Plätzen angeordnet werden. 
· Carsharing: Die insgesamt relativ tiefe Parkplatzzahl in Kombination mit einzelnen Bereichen, welche über mehr Parkplätze verfügen, führt dazu, dass rund drei Viertel der Wohnungen über lediglich rund 0.6 Parkplätze pro Wohnung verfügen. Daher sind ausreichend Parkplätze für Carsharing einzuplanen. 

Langsamverkehr
Die Dr.-Schneider-Strasse ist eine wichtige Veloachse (Verbindung Seeufergemeinden – Bahnhof). AGGLOlac wird im Bereich zwischen Aarbergstrasse und Schlossstrasse zu Mehrverkehr führen. Daher sollte sie für den Veloverkehr aufgewertet werden, entweder durch einen beidseitigen Radweg oder durch einen genügend breiten, grosszügigen beidseitigen Velostreifen. Der entsprechende Platzbedarf ist einzuplanen
Entlang des Seeuferwegs sind Konflikte zwischen Fussgängern und Velofahrern etc. absehbar. Diese sind nach Möglichkeit mit planerischen Massnahmen zu verhindern (genügend breite Wege, getrennte Wege, etc.). 
Ein wichtiges Element sind zudem die Parkierungsmöglichkeiten für Fahrräder. Diese sind punkto Anzahl (Vergleich Vorgaben aus Ideenwettbewerb), Lage (v.a. in der Nähe der Strandbäder und geplanten öffentlichen Nutzungen) und Ausstattung (Anbindemöglichkeit, zumindest teilweise gedeckt) grosszügig auszugestalten. Für das Strandbad Biel sind mindestens 400 Parkplätze vorzusehen.
Wasser
Gewässerraum/-abstand
Bauten mit einem Abstand von 15 m von der Zihl, der Aare und dem Seeufer sowie mit einem Abstand von ca. 7.5 m von der Mülirunse sind gewässerschutzrechtlich grundsätzlich unproblematisch (Gewässerraum). 
Der Testplanung AGGLOlac wird die Arbeitshypothese zu Grunde gelegt, dass es sich beim ganzen Gebiet um dicht überbautes Gebiet im Sinne der Bundesgesetzgebung handelt. Unter dieser Annahme, die vor allem im relevanten Bereich der Zihl naheliegend ist, können die oben erwähnten Abstände unterschritten und den baulichen Gegebenheiten angepasst werden, soweit und sofern der Hochwasserschutz gewährleistet bleibt. 
Bauten im Gewässer/Gewässerraum/Schüttungen
Bauten im Gewässerraum sind zulässig, wenn sie standortgebunden sind und im öffentlichen Interesse liegen (bspw. Fuss- und Wanderwege, Brücken, etc.). Dasselbe gilt grundsätzlich für Bauten im See. Auf private Anlagen im Gewässerraum und im See ist deshalb zu verzichten. Überdies sind Bauten im See, die eigentliche Aufschüttungen erfordern, sowie Schüttungen im See an und für sich wegen des bundesrechtlichen Schüttungsverbotes aus rechtlicher Sicht heikel, da sie nur mittels besonderer Bewilligung erstellt werden dürfen. Solche Ausnahmebewilligungen können erteilt werden, wenn darauf eine standortgebundene Baute erstellt werden soll, die Schüttung in einem bereits überbauten Gebiet erfolgt, überwiegende öffentliche Interessen die Schüttung erfordern und sich der angestrebte Zweck nicht anders erreichen lässt (Art. 39 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 [GSchG; SR 814.20]). Schüttungen im See sind deshalb nur aus besonderen Gründen vorzusehen und jedenfalls in ihrem Ausmass möglichst gering zu halten. Sie sind überdies so natürlich wie möglich zu gestalten und zerstörte Ufervegetation ist zu ersetzen (Art. 39 Abs. 3 GSchG). 
Bauten im Bereich Seeufer/Aareufer
Bauten und Anlagen im Bereich des Seeufers und des Aareufers (Uferschutzzone, deren Ausmass im Rahmen der Planung noch genau festgelegt werden kann) dürfen zudem nur errichtet werden, wenn sie nach ihrem Zweck einen Standort in der Uferschutzzone erfordern, im öffentlichen Interesse liegen und die Uferlandschaft nicht beeinträchtigen (Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes über See- und Flussufer vom 6. Juni 1982 [SFG, BSG 704.1]).
Uferweg und andere Massnahmen im Bereich des Ufers
Es muss ein Uferweg vorgesehen sein, der in der Regel unmittelbar dem Ufer entlang führt oder – wo besondere Verhältnisse vorliegen – zumindest ufernah geführt wird. Ferner sind allgemein benützbare Freiflächen für Erholung und Sport sowie Massnahmen zur Erhaltung naturnaher Uferlandschaften und ihrer Wiederherstellung vorgesehen werden.
 Gestaltung der See- und Flussufer
Verschiedene eidgenössische und kantonale Strategien und Gesetzgebungen zielen darauf ab, dass See- und Flussufer im Rahmen von Nutzungsänderungen oder Hochwasserschutzmassnahmen ökologisch aufzuwerten sind. Durch Revitalisierungen sollen verbaute oder übernutzte Uferabschnitte in naturnahe Lebensräume zurückgeführt werden, in denen wieder natürliche biologische Prozesse stattfinden können. Entscheidend für die naturnahe Uferentwicklung und Lebensraumvernetzung von Gewässern ist, dass genügend Raum für eine möglichst naturnahe Morphologie sowohl wasserseits wie auch landseits der Uferlinie geschaffen wird. 
Von diesem Grundsatz kann abgewichen werden, wenn Infrastrukturbauten (z.B. Häfen) oder neue, wertvolle, urbane, öffentliche Räume geschaffen werden und wenn demnach eine Interessenabwägung zwischen der Erhaltung und Aufwertung der Ufer und der öffentlichen Nutzung zugunsten der letzteren erfolgen kann. Die Gestaltung der Ufer richtet sich also primär nach der geplanten Nutzung. Bei einer geplanten extensiven Nutzung sollen die Ufer durch eine entsprechende Gestaltung ökologisch aufgewertet werden. Bei einer intensiven Nutzung können auch harte Uferverbauungen vorgesehen werden. 
In diesem Fall sollte jedoch für einen ökologischen Ausgleich am Standort und, wenn dies nicht möglich ist, andernorts für einen ökologischen Ersatz gesorgt werden. Der ökologische Ersatz ist nicht Gegenstand der Testplanung, da er ausserhalb des Perimeters umgesetzt werden kann. Der ökologische Ausgleich innerhalb des Planungsperimeters sollte hingegen zumindest geprüft werden.
Der aktuelle Zustand von Zihl- und Seeufer im Planungsperimeter ist aus ökologischer Sicht nicht sehr wertvoll. Zudem werden die Ufer in ihrem heutigen Zustand dem in der Folge von AGGLOlac zu erwartenden Nutzungs- und Erholungsdruck nicht gewachsen sein. Es ist deshalb auch Aufgabe der Testplanung, eine Neugestaltung der Zihl- und Seeufer zu planen.
Weitere Aspekte zu See- und Flussufer
Wichtig ist, dass die kantonale Umladestelle Land/Wassser beim Barkenhafen uneingeschränkt nutzbar bleibt (z.B. für die Auswasserung von Schwemmholz nach Unwettern).
Bauabstände von öffentlichen Strassen
Von der Dr.-Schneider-Strasse und von anderen Detailerschliessungsstrassen ist ein Bauabstand von 3.60 m, längs von Fusswegen und selbständigen Radwegen ein Bauabstand von 2 m einzuhalten.
Wald
Waldfläche
Das Erlenwäldli Nidau gilt als Wald im Sinne des Gesetzes. Die Waldlichtung im Erlenwäldli gilt ebenfalls als Wald. Der aktuelle Geometerplan zeigt die für die Planung anzunehmenden äusseren Waldgrenzen auf. 
Für die bestockte Fläche und für die Wiederaufforstungspflicht auf Parzelle Nr. 897 wird ein Rodungsgesuch eingereicht werden. Für die Planung gilt die Fläche deshalb nicht als Wald.
Alle übrigen bestockten Flächen im Perimeter gelten nicht als Wald.
Walderhaltung und Rodungsverbot
Es sind keine Bauten und Anlagen im Wald möglich. Auf Rodungen (auch zur Schaffung von Waldlichtungen oder parkähnlichen Bereichen) ist zu verzichten. 
Die bestehenden, befestigten Wege können im Rahmen eines übergeordneten Wegnetzes ersetzt und neu gebaut werden. Der Ausbaustandard soll sich dabei nicht wesentlich vom aktuellen Standard unterscheiden.
Auf die Schaffung von Rastplätzen, Feuerstellen und Trampelpfaden ist zu verzichten. Bereits bestehende werden im Rahmen des zukünftigen Unterhalts aufgehoben.
Der Waldbestand soll in seiner natürlichen Zusammensetzung (standortgerechte Baum- und Straucharten) und in seiner standorttypischen Struktur (Baumschicht und strauchreiche Unterschicht) erhalten und entsprechend gepflegt werden. Eine Umwandlung in einen Parkwald ist nicht möglich.
Waldabstand
Grundsätzlich ist gemäss den gesetzlichen Vorgaben ein Waldabstand von 30 Metern einzuhalten. Für den nördlichen und den südlichen Waldrand gelten die folgenden Präzisierungen:
· Im Norden ist ein Waldabstand von 30 Metern einzuhalten. 
· Im Süden ist ein Waldabstand von 20 Metern, gemessen ab waldseitigem Strassen- resp. Trottoirrand, einzuhalten.
Eine Verkürzung des Waldabstandes ist für unbewohnte Nebenanlagen, Parkplätze etc. sowie für unterirdische Bauten möglich und für andere Baukörper bei Vorliegen besonderer und nachzuweisender Verhältnisse nicht ausgeschlossen.
Behindertengerechtigkeit
Der Allgemeinheit zur Verfügung stehende Bauten und Anlagen für Sport, Spiel und Erholung sind so zu gestalten, dass sie für Behinderte zugänglich und benützbar sind (Art. 23 Abs. 2 des Baugesetzes vom 9. Juni 1985 [BauG; BSG 721.0]). Die Rollstuhlgängigkeit wird bei einer ohne wesentlichen Widerstand befahrbaren Oberfläche bejaht, bei nicht mehr als 6 Prozent Steigung und wenn keine Stufen oder Schwellen vorhanden sind. Vorbehalten bleibt der Einbau von Liften oder von Hebevorrichtungen für Rollstuhlfahrer (Art. 86 Abs. 1 der Bauverordnung vom 6. März 1985 [BauV, BSG 721.1]). Fuss- und Gehwege haben folglich den Anforderungen an die Behindertengerechtigkeit zu genügen. Dies gilt auch bei erhöhten Brücken und Zugbrücken, welche von hochmastigen Segelschiffen passierbar sein sollen. Hier sind allfällige Hindernisse mit Liften und Hebevorrichtungen zu überwinden.
Bei Gebäuden mit vier oder mehr Stockwerken besteht eine Lifteinbaupflicht (Art. 22 Abs. 3 und 4 BauG). Auf den so erschlossenen Geschossen müssen Verbindungsgänge und Türen zu den Wohnungen/hauptsächlichen Arbeitsräumen rollstuhlgängig sein (Art. 86 Abs. 2 BauV).
Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS)
Die Schutzinteressen des Bundesinventars der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz ist bei der Planung zu berücksichtigen. Im Allgemeinen ist der Schlosspark für das Erhaltungsziel von besonderer Bedeutung und sind der Seeuferbereich mit Wäldchen und öffentlichen Anlagen (Strandbad Biel und Nidau) und das Industrieareal Schlossmatte (weitere Einzelobjekte) von gewisser Bedeutung. Zur gesamten Thematik wird von den zuständigen kantonalen Stellen (Ortsbild- und Denkmalschutz) ein separater, detaillierter Bericht erstellt.
Hochhäuser/Höhere Häuser
Bei Hochhäusern oder höheren Häusern ist der Nachweis über die zulässige Beschattungsdauer der benachbarten Wohnbauten gemäss Art. 22 Abs. 3 BauV zu erbringen. Als Hochhäuser gelten Gebäude mit mehr als acht Geschossen oder mit einer Höhe von mehr als 30 m; als höhere Häuser gelten in Nidau Gebäude mit einer Höhe von mehr als 10,5 m (Art. 20 Abs. 1 und 2 BauG i.V.m. Art. 48 des Baureglements Nidau vom 20. Mai 1979).
Aufenthaltsbereiche und Spielplätze; Abstellräume
Aufenthaltsbereiche und Spielplätze
Beim Bau von Mehrfamilienhäusern sind Abstellräume und im Freien Aufenthaltsbereiche für die Bewohner, insbesondere Kinderspielplätze, zu schaffen (Art. 15 Abs. 1 BauG). Als Mehrfamilienhäuser gelten Wohnhäuser mit mehr als zwei Familienwohnungen, nicht aber zusammengebaute Reiheneinfamilienhäuser. Als Familienwohnung gelten Wohnungen mit wenigstens drei Zimmern (Art. 43 Abs. 3 BauV).
Aufenthaltsbereiche und Kinderspielplätze sollen an möglichst sonnigen, dem Verkehr abgewandten Arealstellen angelegt werden. Es sind genügend Schattenplätze vorzusehen (Art. 44 Abs. 1 BauV). Allen Bewohnern ist der Zugang zu den allgemeinen Aufenthaltsbereichen zu ermöglichen. Mindestens zu einem Aufenthaltsbereich muss der Zugang, wenn möglich, rollstuhlgängig sein (Art. 44 Abs. 2 BauV; vgl. auch Art. 86 BauV sowie  Ziff. VI). Kinderspielplätze müssen für Kleinkinder gut und gefahrlos erreichbar sein. Der Zugang darf nicht durch Einstellhallen führen (Art. 44 Abs. 3 BauV). Zur Einrichtung der Aufenthaltsbereiche und der Kinderspielplätze vgl. auch die Empfehlungen der JGK. 
Die Fläche der Kinderspielplätze hat wenigstens 15 Prozent der Hauptnutz- und Konstruktionsflächen (gemäss SIA-Norm 416) der Familienwohnungen zu entsprechen (Art. 45 Abs. 1 BauV). Für Aufenthaltsbereiche sind 5 Prozent der Hauptnutz- und Konstruktionsflächen aller Wohnungen, pro Mehrfamilienhaus mindestens aber 20 m2, vorzusehen beziehungsweise zur Fläche gemäss Absatz 1 hinzuzurechnen (Art. 45 Abs. 2 BauV). Wo schwierige Grundstücksverhältnisse vorliegen oder die hiervor ermittelte Fläche aufgrund besonderer Umstände nicht eingehalten werden kann, sind Abweichungen möglich (Art. 45 Abs. 3 BauV). Die Fläche mindestens 2 m breiter Terrassen, Balkone und dergleichen kann zur Hälfte an den erforderlichen Aufenthaltsbereich angerechnet werden (Art. 45 Abs. 4 BauV), nicht aber an die Mindestfläche von 20 m2.
Grössere Spielflächen
Erfolgt eine (Wohn)überbauung aufgrund eines einheitlichen Projektes oder einer Überbauungsordnung, ist zudem eine angemessene grössere Spielfläche vorzusehen; ihr Bestand und Unterhalt müssen gesichert sein (Art. 15 Abs. 2 BauG). Wohnsiedlungen sind Überbauungen mit Ein-, Zwei- oder Mehrfamilienhäusern, die zusammen mehr als 20 Familienwohnungen enthalten (Art. 43 Abs. 4 BauV). Grössere Spielflächen sollen Jugendlichen und Erwachsenen für Ball- und Rasenspiele zur Verfügung stehen (Art. 46 Abs. 1 BauV). Sie sollen möglichst eben sein und eine gut proportionierte, zusammenhängende Mindestfläche von 400 m2 bei 20 und mehr Familienwohnungen, von 500 m2 bei 30 und mehr Familienwohnungen und von 600 m2 bei 40 und mehr Familienwohnungen aufweisen. Abweichungen sind wie bei den Aufenthaltsbereichen resp. Spielplätzen möglich (Art. 46 Abs. 2 BauV).
Abstellräume
Beim Bau von Mehrfamilienhäusern sind Abstellräume (Reduits, abschliessbarer Estrich- oder Kellerteil, Art. 47 Abs. 1 BauV) zu schaffen (vgl. Art. 15 Abs. 1 BauG sowie hiervor Bst. A. 1. Absatz). Die Gesamtfläche sollte für Ein- und Zweizimmerwohnungen wenigstens 5 m2, für grössere Wohnungen wenigstens 7 m2 betragen (Art. 47 Abs. 2 BauV). Die Grössenvorgabe ist allerdings nicht zwingend (vgl. Art. 42 Abs. 2 BauV).
[bookmark: _GoBack]Schutzräume; Ersatzabgabe
Sollte die Gemeinde Nidau im Zeitpunkt der Realisierung der Überbauung insgesamt zu wenig Schutzräume aufweisen, müssten grundsätzlich beim Bau eines Wohnhauses Schutzräume erstellt werden (Art. 45 des Bundesgesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz vom 4. Oktober 2002 [BZG; SR 520.1]). Allerdings wären nur bei Wohnhäusern ab 38 Zimmern (zwei Schutzplätze pro drei Zimmer) zu erstellen (vgl. Art. 17 Abs. 1 der Verordnung über den Zivilschutz vom 5. Dezember 2003 [ZSV; SR 520.11]). Bei kleineren Neubauten, bei Vorliegen einer Ausnahmesituation (hohe Kosten, besondere Verhältnisse; Art. 17 Abs. 5, Art. 18 Abs. 1 ZSV) oder wenn die Gemeinde schon genügend Schutzräume aufweist, ist ein Ersatzbeitrag zu leisten. Für die Überbauung AGGLOlac sind keine Schutzräume vorzusehen.
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